0 
36ſter Jahrgang. 


Inſerate, pro Petit⸗Spaltzeile 1 Sgr., 
werden bis Mittags 12 Uhr angenommen. 
Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 
In Berlin: Retemeyer's Centr.⸗Ztgs.⸗ u. Annonec.⸗Büreau. 
In Leipzig: Illgen & Fort. H. Engler's Annonc.⸗Büreau. 
In Breslau: Louis Stangen's Annöncen⸗Büreau. 
In Hamburg, Frankf. a. M. u. Wien: Haaſenſtein & Vogler. 


Be 8 
Sonnabend, den 1. April. 


Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn: und Feſttage. 2 
Abonnementspreis hier in der Expedition 
Portechaiſengaſſe Nr. 5. 
0 wie auswärts bei allen Königl. Poſtanſtalten 
pro Quartal 1 Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


— — 


Die verehrten Abonnenten des Danziger Dampfboots werden erſucht, ihre Beſtellungen auf daſſelbe für das Zweite Quartal 1865 


nden 


rechtzeitig erneuern zu wollen. Der Abonnementspreis beträgt hier in der Expedition, wie auswärts bei jeder Kgl. 


pro Quartal 1 Thlr. Zu 


* Neueſtes Telegramm. 
Berlin, Sonnabend, J. April, Morgens 7 Uhr. 

Angekommen in Danzig Morgens 9 Uhr. 

Die Militair + Commiffion des Abgeordneten⸗ 
hauſes hat die, die Marine betreffenden Para⸗ 
graphen des Geſetzentwurfes über die Verpflichtung 
zum Militairdienſt und damit den ganzen Geſetz⸗ 
Entwurf, einſchließlich der Mühlen beck' den 
Reſolution und der Reſolution von Gueiſt, 
abgelehnt. — i 


H 8 Freitag 31. März. 


Nach einer Bier eingegangenen Privatdepeſche iſt 
der vierte Theil von Porte au prince (etwa 400 


Häuſer) e wann. Der Schaden beträgt 
2½ Millionen Dollars. . * a 
Frankfurt a. M., Freitag 31. März. 

Nach einem Wiener Telegramm der Frankfurter 

„Poſtzeitung“ vom heutigen Tage hätte die Unter⸗ 

W Märzvertrages am 29. d. nicht ſtatt 

1, weil nur die Unterſchrift Oldenburgs ein⸗ 
gegangen ſei. Nach demſelben Telegramm bean⸗ 
ſtanden einzelne Regierungen zuzuſtimmen, ohne die 

Kammer gefragt zu haben Einſtweilen iſt die 

Unterzeichnung bis nächſten Montag vertagt worden. 

Nächſte Woche wird der Märzvertrag im Reichs⸗ 

rathe zur Verhandlang kommen. 

München, Donnerſtag 30, März. 

Im Abgeordnetenhauſe, fand heute die Wahl des 

Präſidiums ſtatt. Zum erſten Präſidenten wurde 

Profeſſor Dr. Pözl mit 80, und zum zweiten Prä⸗ 

ſidenten Director Schlör mit, 83 Stimmen gewählt. 

Der Kandidat der Fortſchrittspartei, Dr. Barth, 

erhielt bei der Wahl des erſten Präſidenten 31, bei 

der des zweiten 40 Stimmen. 
Wien, Donnerſtag 30. März. 

In der heutigen Sitzung des Abgeordnetenhauſes 

wurde die Generaldebatte über das Budget des 

Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten ges 

ſchloſſen. Graf Mensdorff gab eine ähnliche Er⸗ 

klärung wie die im vergangenen Jahre von der 

Regierung gemachte ab: Die Verhandlung über 

Fragen der äußern Politik erheiſche die größte 

Diskretion, wenn man nicht auf das Gebiet des 

Handelns übergehen wolle. Das Reich bedürfe 

des Friedens und dieſer Zweck ſei durch die bisherige 

Politik des Kabinets erreicht. An eine ſchnelle 

Löſung der Frage bezüglich der Elbherzogthümer 

habe wohl Niemand geglaubt. Wenn die Rechts⸗ 

frage ganz klar wäre, ſo würde eine Löſung ſchon 
längſt erfolgt ſein. Oeſterreich werde am 6. Apoil 

Gelegenheit haben, beim Bundestage ſeinen Stand⸗ 

punkt zu kennzeichnen; das gemeinſame Vorgehen 

mil Preußen habe eine Einmiſchung des Auslandes 

verhindert und der Frieden fei dadurch erhalten. 

Die feindſelige Haltung Italien gegenüber gehe nicht 

von Oeſterreich aus. 

Die Vorlegung des Friedensvertrages mit Däne⸗ 

mark iſt neuerdings abgelehnt. 0 
— 31. März. Das Abgeordnetenhaus kam in 

den heute fortgeſetzten Budgetverhandlungen zu dem 

Poſten der ungariſchen Hofkanzlei. Abgeordneter 


ſeine eigene Vergangenheit hinwies. 
hätte es mehr zugeſagt, in der ungariſchen Frage 


freundlichſt lenken zu wollen. 


Kaiſerfeld vertheidigte die Haltung der Oppoſition 
gegen die letzte Rede des Staatsminiſters v. Schmer⸗ 
ling und warf dem Miniſterium Thatenloſigkeit und 
konſtitutionelle Halbheit vor. 
liſation ſei unausführbar; die indirekten Abgaben 
ſollten zu Reichszwecken verwendet, die direkten und 
die Gebahrung mit denſelben den einzelnen Ländern 
überlaſſen werden. Redner ſpricht ſodann für bal⸗ 
dige Einberufung des ungariſchen Landtages und 
fordert die Regierung auf, ihr Ungarn gegenüber 
bisher beanſpruchtes Recht ſowie den von ihr feſt⸗ 
gehaltenen imperativen Ton aufzugeben. Die Oppo⸗ 
ſition werde nur derjenigen Partei Ungarns die 


Hand reichen, welche ſich mit ihr zu gleichen Prin⸗ 


cipien bekenne, und zwar nur auf Grund der Idee 
der Reichseinheit. Der Finanzminiſter v. Plener 
wies die Vorwürfe des Abgeordneten Kaiſerfeld zurück. 
Der Staatsminiſter v. Schmerling ergriff gleichfalls 
das Wort, um die Regierung gegen den Vorwurf 
der Läſſigkeit zu vertheidigen, indem er dabei auf 
Ihm perſönlich 


raſch vorzugehen, er habe indeſſen die Ueberzeugung 
esse gewiſſe Fragen nicht raſch lösbar 
eien. 
keiten, welche im Jahre 1848 die damals angeſtrebte 
Vereinbarung der ungariſchen Geſetze mit der deut⸗ 
ſchen Reichsverfaſſung geboten hätten. Auch die 
Regierung würde ſich mit der altkonſervativen Partei 
Ungarns niemals einlaſſen; ſie erkenne in dieſer 
ihren erbittertſten Feind, deſſen Minen bis in dieſes 
Haus hineinreichten. Der Behauptung des Abgeord⸗ 
neten Kaiſerfeld, daß ein Theil der Bewohner 
Ungarns den Kaiſer nur als den faktiſchen Herrſcher 
des Landes anerkenne, muß der Miniſter wider⸗ 
ſprechen. Der Kaiſer erkenne ſich auch jetzt als den 
rechtmäßigen König Ungarns und werde als ſolcher 
von allen loyalen Ungarn anerkannt. — Das Bud» 
get wurde nach dem Antrage des Ausſchuſſes unter 
Geſtattung von Virements angenommen. 
Kopenhagen, Frettag 31. März. 
Der König hat die Demiſſion der Miniſter Bluhme, 
Tilliſch, David, Lütken und Quaade nicht an⸗ 
genommen, dagegen iſt der Miniſter der Juſtiz, 
Kammerherr Heltzen, in Gnaden verabſchiedet worden. 
London, Freitag 31. März. 

Nach den mit dem Dampfer „Cuba“ eingetroffenen, 
bis zum 22. d. reichenden Nachrichten aus New⸗ 
Vork marſchirt Sherman auf Goldsboro; das Ge⸗ 
rücht, er habe den Ort bereits beſetzt, bedarf noch 
der Beſtätigung. Lee hat ſein Hauptquartier in 
Raleigh und verfügt über anſehnliche Kräfte. She⸗ 
ridan iſt in Whitehouſe angekommen. Der füd⸗ 
ſtaatliche Kongreß hat ſämmtliche von Jefferſon 
Davis empfohlenen Maßregeln angenommen. 
„Herald“ verſichert, Jefferſon Davis habe die Fort⸗ 
ſetzung des Conflikts aufgegeben. 


Die Preußiſche Militairfrage 


und die Deutſche Arbeiterpartei. 
(Brochure von Friedrich Engels.) 


Die Arbeiterfrage, d. h. die Frage, wie dem 
Arbeiter gegenüber der wachſenden Macht des Kapitals 


Eine ſtrenge Centra⸗ 


Der Miniſter erinnerte an die Schwierig⸗ 


Poſtanſtalt 


i Zugleich erlauben wir uns, die Freunde und Gönner diefer liberalen Zeitung zu bitten, in ihren Kreiſen 
die Aufmerkſamkeit auf das Dampfboot 5 


Die Redaction. 


zu helfen iſt, beſchäftigt in letzter Zeit viele unſerer 
bedeutendſten Geiſter. Manche thun es, weil ſie 
wirkliches Mitgefühl mit dieſer Klaſſe haben — Andere 
leider zur Erreichung politiſcher Zwecke. Ein dunkles 
Gefühl ſchwebt Jedem, der über dieſen Gegeuſtand 
nachdenkt, wohl vor, daß nämlich der Arbeiterſtand 
einftmals zur Erkenntniß der Macht, welche in feiner 
numeriſchen Anzahl liegt, gelangen könnte und die 
Folge davon eine vollſtändige Umwälzung der jetzigen 
geſellſchaftlichen Verhältniſſe fein werde. Es find die 
verſchiedenſten Auskunftsmittel vorgeſchlagen worden, 
die Lage der Arbeiter zu verbeſſern und die drohende 
Gefahr abzuwehren. Schulze⸗Delitſch will, daß fie 


ſich, ſelbſt helfen durch Sparſamkeit und gegenſeitige 
Unterſtützung, er will die Hülfe des Staats nur 
inſofern, als derſelbe den Arbeitern kein Hemmniß in 


den Weg legen ſoll, ſelbſt Kapitaliſten zu werden — 


Laſalle's Anhänger dagegen wünſchen die Uebertragung 


von Staatsgeldern an aſſoctirte Arbeiter, die danıı 
vom Privatkapital emancipirt für gemeinſame Rechnung 
produciren ſollen. Wir halten es mit Erſterem, doch 
reichen unſerer Anſicht nach feine Theorien nicht aus. 
Trotz Sparſamkeft vas gegenfeitiger Hülfe dürften 
die Arbeiter aus ſich ſelbſt nicht einen derartig erträg⸗ 
lichen Zuſtand erlangen, daß fie ohne begründete 
Mißgunſt das beſſere Loos der Kapitaliſten betrachten 
werden, aber letztere ſind es, welche helfen müſſen, 
nicht der Staat. Wenn die Kapitaliften der Gefahr 
die Spitze abbrechen wollen, ſo ſollten ſie nicht blos, 
wie ſie es bisher thun, mit Rath und Belehrung in 
öffentlichen Verſammlungen, durch Gewährung der 
Mittel zu beſſerer Schulerziehung ꝛc., alſo indirekt 
helfen, ſondern auch direkt dadurch, daß fie ihre 
Kapitalien für die Arbeiter nutzbringend anlegen. 
Solches geſchieht unter Anderem durch gemeinnützige 
Baugeſellſchaften, die gegen mäßigen Profit den Arbeitern 
gute Wohnungen liefern. Es hat das nichts mit dem 
demoraliſirenden Almoſengeben gemein. Schulze's 
Theorien werden nämlich niemals die Arbeiter dahin 
führen, daß ſie ſich in unſern überfüllten Städten 
geſunde Wohnungen ſchaffen können. Und die geſunde 
reine Wohnung iſt vielleicht der ſicherſte Schritt zur 
Zufriedenheit, zur Sparſamkeſt und demnach zum 
Wohlſtande. 

Alle edleren Arbeitsfreunde können nicht der Anſicht 
ſein, daß es gut iſt, wenn der Arbeiterſtand zur 
Erkenntniß feiner Macht im Gegenſatze zum 
Kapital gelangt. Ihr Beſtreben iſt zwiſchen Beiden 
auszugleichen. Anders denkt Herr Fr. Engels, deſſen 
Brochure uns heute zur Beurtheilung vorliegt. Er 
beſpricht gradezu die Mittel, welche die Arbeiter zur 
Vernichtung der Kapitaliſten anwenden follen, 
indem er ihnen anräth, wie ſie ſich gegenüber den 
gegenwärtigen Kämpfen zwiſchen Abgeordnetenhaus und 
Miniſterium zu verhalten haben, um daraus Vortheil 
für ihre Machtvergrößerung zu ziehen. Die Richtig⸗ 
keit der Grundſätze der Heeresorganiſation giebt er 
zu, doch will er zweijährige Dienſtzeit. Dagegen 
wünſcht er, daß alle Wehrpflichtigen, die Waffen 
tragen können, auch in den Waffen geübt werden, 
daß das Heer alſo mindeſtend fo ſtark fein ſoll, wie 
Herr vor Roon verlangt. Der Koſtenpunkt macht 
ihm keine Sorge, die Arbeiter bezahlen ja nicht, 
ſonderr die Kapitaliſten. Und weshalb will er dieſe 
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Diskuſſion, welche der Berichterſtatter Dr. Elwanger 
eröffnet. Er empfiehlt die Annahme des Geſetzes in der 
von der Commiſſion vorgeſchlagenen Faſſung. (Der 
Miniſter für Landwirthſchaft Hr. v. Selchow iſt in das 
Haus getreten.) 

Der Handelsminiſter ſagt der Commiſſion Dank 
für die gründliche und ſchleunige Erledigung des Geſetzes. 
Die ſämmtlichen Aenderungen erkenne ich als Ver. 
beſſerungen an und erkläre mich mit ihnen einverſtanden. 
Die General-⸗Diskuſſion iſt geſchloſſen, das Haus nimmt 
den Antrag des Herrn Dr. v. Zander ohne Widerſpruch 
an und geht ſodann zur Berathung derjenigen Para- 
graphen über, zu welchen Amendements geſtellt ſind. 


große Heranziehung von Wehrpflichtigen? Damit die 
Arbeiter in den Waffen geübt ſind, wenn es darauf 
ankommt, die Regierung oder die Kapitaliſten d. h. 
die Bourgeoiſie zu bekämpfen. Die Frage, ob die 
Arbeiter die Reaktion unterſtützen ſollen, weil letztere 
ihnen Conceſſionen macht, verneint er, denn das 
haben Bourgeoiſie und Arbeiter gemein, daß ſie die 
vorſündfluthliche Reaktion vernichten müſſen. Er 
argumentirt ſo: die Vernichtung der Reaktion hat das 
Aufgehen derſelben unter die Kapitaliſten (Bourgeoiſie) 
zur Folge, die Vermehrung der Kapitaliſten aber ſchafft 
mehr Arbeiter (oder Proletarier, wie er ſie nennt). 
Jeder Stand kommt nun mit der Vergrößerung zur 
Kenntniß ſeiner Macht, und Kenntniß der Macht führt 
zum Willen dieſelbe auszuüben, und deshalb zum 
Kampfe gegen Anderswollende. Es muß folglich der 
Arbeiterpartei daran liegen, daß fie, wenn fie los⸗ 
ſchlägt, vur eine Klaſſe von Gegnern hat, nämlich 
die Bourgeoiſie und nicht zwei, Bourgeoiſie und Reaktion, 
wie es bei den Arbeiterbewegungen nach 1848 der 
Fall war. 

Herr Engels empfiehlt alſo den Arbeitern, die 
Bourgeoiſie in ihren Kämpfen gegen Reaktion und 
Regierung zu ſtützen, damit ſie, wenn ſie das Heft 
in Händen bekommen, die durch die Bourgeoiſie der 
Regierung abgerungenen Freiheiten Beiden gegenüber 
ausbeuten können. Die Arbeiter ſollen deshalb nur 
für demokratiſche Wahlen zum Abgeordnetenhauſe 
ſtimmen. Erlahmt die Bourgeoiſie in ihren Kämpfen, 
jo muß der Arbeiterſtand dieſelbe zum Vorgehen 
zwingen und, falls das nicht gelingt, „die von den 
Bürgern verrathene Agitation für bürgerliche Freiheit, 
Preßfreiheit, Verſammlungs- und Vereinsrecht trotz 
der Bürger ſelbſtſtändig fortführen”. 

Wir geſtehen, daß wir ſeit Langem nicht eine ſo 
frivole Schrift geleſen haben. Der einzige Vorſchlag, 
den Herr Engels behufs Löſung der Arbeiterfrage zu 
wiſſen ſcheint, iſt Losſchlagen, Vernichtung der Kapita⸗ 
liſten und Uebergang des Staats in die Hände der 
Arbeiter. Es kann in einem Staate lang eingewurzelte 
Uebel geben, die nur durch Revolution zu tilgen ſind 
(wer wollte die Berechtigung der großen Franzöſiſchen 
Revolution läugnen ?) — aber das Leiden der Arbeiter, 
das Proletariat, wie es ſich durch die neuen induſtriellen 

Unternehmungen gebildet hat, iſt denn doch zu neu 
Rund wenigſtens bei uns nicht fo groß, um zu dieſem 
alleräußerſten Mittel zu greifen. Im Gegentheil, wir 
hoffen, daß es den vielen bedeutenden Männern, 
welche wie Schulze-Delitſch, ſich mit dieſer Frage 
beſchäftigen, gelingen wird, einen Ausgang zu finden, 
der, von beiden Parteien nicht nur im Prineip gut⸗ 
gehießen, ſondern auch befolgt, den Uebergang von 
dem patriarchaliſchen Verhältniß zwiſchen Arbeitgeber 
und Arbeiter zu dem auf matgriellen Intereſſen be⸗ 
ruhenden in friedlicher Weiſe vollzieht; — b — 


S . 
Haus der Abgeordneten. 
31. Sitzung am 31. März. 

In der heutigen Sitzung, welcher die Miniſter Graf 
Itzenplitz, v. Selchow und ſechs Regierungs Kommiſſare 
beiwohnten, wurde die vom Herrenhauſe berathene Wege⸗ 
Ordnung einer beſonderen Kommiſſion von vierund— 
zwanzig Mitgliedern überwieſen, von denen je drei einer 
Provinz angehören müſſen. Dann trat das Haus in die 
Tagesordnung, die Berathung des Geſetzes über die Er⸗ 
gänzung der Bank⸗Ordnung vom 5. Oktober 1846. Von 
den Abg. Wagener und Genoſſen wurde ein Antrag 
eingebracht, die Faſſung des §. 1 der Regierungs- Vorlage 
wieder herzuſtellen, und von den Abg. Michaelis und 
Genoſſen ein Antrag auf Beſchränkung des Maximums 
der Noten-Emiſſion auf 60 Millionen Thlr. preuß. Courant. 

(Ausführlicheres in dem nächſten Blatte.) 


12. Sitzung am 31. März. 
In der heutigen Sitzung, 


angenommen. 
Kommiſſion über den Geſetz⸗ Entwurf betreffend den 
Anſatz der Gerichtskoſten für Nachlaß⸗Regulirungen, jo» 
wie der Bericht der Kommiſſion für Eiſenbahn-Angelegen⸗ 
heiten, betreffend den Geſetz- Entwurf über die Anlage 
von Eiſenbabnen in den Hohenzollernſchen Landen, und 
endlich der Bericht der Matrikel⸗Kommiſſion nach den 
Anträgen der Commiſſion erledigt. 


Berlin, 31. März. 

— Die „Rheiniſche Zeitung“ berichtet über die 
hier ſtattfindenden Verhandlungen des Sechsunddreißiger⸗ 
Ausſchuſſes: Auch der engere Ausſchuß der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Vereine iſt hier eingetroffen unter 
Führung von Neergardt aus Kiel. Dieſer Ausſchuß 


in Verbindung geſetzt. 
einverſtanden zu erklären, daß das Abgeordnetenhaus 
die preußiſche Regierung auffordere, die Landesver⸗ 
tretung von Schleswig⸗Holſtein einzuberufen, um im 
Intereſſe ſowohl von Deutſchland, als von Preußen 
und Schleswig⸗Holſtein die geeigneten Vereinbarungen 
zu treffen, damit die Conſtituirung des Landes er⸗ 
folgen und das Proviſorium aufhören könne, haben 
dieſe Schleswig-Holſteiner ſofort abgelehnt. Sie 
fagen: Das Prodiforium habe gar keine Berechtigung, 
die Conſtituirung des Landes müſſe erfolgen, dann 
erſt könne von einer Landesvertretung die Rede ſein 
und könne von ihr im Namen des Landes Etwas 
vereinbart werden. Nach längeren Verhandlungen 
hat dann am 26. Mittag, der Sechsunddreißiger⸗ 
Ausſchuß die Schleswig⸗Holſteiner aufgefordert, zu 
ſagen, was nach ihrer Meinung das Land an 
Preußen zugeſtehen könne. Die Antwort lautete un⸗ 
gefähr dahin: die erſte Vorausſetzung ſei und bleibe, 
daß der Erbprinz von Auguſtenburg als Herzog von 
Schleswig⸗Holſtein und das Land als ein deutſcher 
Bundesſtaat anerkannt werde; geſchehe das, ſo hielten 
ſie dafür, daß das Land ſich dazu verſtehen werde, 
daß die Armee auf preußiſchem Fuße formirt und 
im Kriegsfalle unter preußiſchen Oberbefehl geſtellt 
werde, daß Preußen im Lande Feſtungen und Kriegs⸗ 
häfen anlege, daß das Land Matroſen und einen 
Geldbeitrag zur preußiſchen Flotte leiſte, fo lange 
als es keine deutſche Flotte gebe, daß das Land in 
den Zollverein trete und daß Preußen die Ausführung 
eines Canals geſtattet werde. Für unannehmbar 
aber erklären fie 1) daß die ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Truppen dem Könige von Preußen den Fahneneid 
leiſten; 2) daß das Zoll-, Poſt⸗ und Telegraphenweſen 
von preußiſchen Beamten verwaltet werde und 3) 
daß zur preußiſchen Armee Recruten ausgehoben 
werden; gegen dieſe Forderungen beanſpruchen ſie 
den Schutz des preußiſchen Abgeordnetenhauſes und 
der ganzen deutſchen Nation. Ueber dieſe Punkte 
ſollte der Sechsunddreißiger -Ausſchuß berathen. 
Man ſcheint hier auf eine längere Anweſenheit 
deſſelben zu rechnen, denn am Dienſtag⸗Abend iſt er 
zu dem Abg. Duncker eingeladen. 

— Die „Schleswig⸗Holſteiniſche Korrespondenz“ 
ſchreibt aus Kiel vom 28. März: „Der von Bayern 
und Sachſen am Bunde geſtellte Antrag, über den 
am 6. April d. J. abgeſtimmt werden ſoll, hat die 
Auguſtenburger mit neuen Hoffnungen belebt und 
man ſieht daraus, wie ſich die Ertrinkenden an einem 
Strohhalm klammern, um wenigſtens noch in der 
letzten Minute den Verſuch zu machen, ſich über 
Waſſer zu halten. Einſichtsvollen Leuten muß indeſſen 
der Wortlaut des betreffenden Antrags ſofort andeuten, 
daß letzterer ſelbſt an und für ſich gar keine Bedeu⸗ 
tung hat, weshalb demſelben auch durchaus keine 
politiſche Tragweite beigemeſſen werden kann. Ob 
die Bundesverſammlung eine vertrauensvolle Erwar- 
tung ausſpricht oder nicht, kann bei der definitiven 
Regelung der ſchleswig⸗holſteinſchen Angelegenheit 
durch die Großmächte doch gewiß nicht von irgend 
einem Einfluſſe fein und uns will der ganze Antrag 
eben nnr als eine leere Form erſcheinen, die man, 
um wenigſtens den Schein zu wahren, in Folge 


Herrenhaus. 
11. Sitzung am 30. März. 

In der heutigen Sitzung machte der Präſident einige 
geſchäftliche Mittheilungen. Der Handelsminiſter hat 
eine Anzahl von Exemplaren des Bankberichts und einer 
Eiſenbahnkarte für die preußiſchen und die ſich daran 
schließenden außerpreußiſchen Bahnen überſendet, welche 
zur Vertheilung gelangen ſollen. Das Mitglied des 
Hauſes Fürſt Friedrich zu Salm⸗Horſtmar iſt geſtorben. 
Das Haus ehrt das Andenken des Verſtorbenen durch 
Erheben von den Plätzen. Die im Abgeordnetenhauſe 
in letzter Zeit berathenen Geſetzentwürfe ſind dem Hauſe 
überſandt und werden den betreffenden Commiſſionen 
überwieſen. Dann tritt das Haus in die Tagesordnung. 
Einige Amendements zur Wegeord nung gelangen 
zu er Abſtimmung und werden angenommen. 
Die Abſtimmung über das nach den Beſchlüſſen des 
Hauſes redigirte Geſetz einer Wegeordnung erfolgt durch 
Namensaufruf. Bei demſelben ſtimmen mit Ja 74, 
mit Nein 10 Mitglieder. Das Geſetz iſt ſomit in der 
neuen Faſſung angenommen. Die zu dieſem Geſetz ein⸗ 
gegangenen Petitionen werden als darch das Geſetz er⸗ 
ledigt erachtet. Das Haus tritt demvächſt in die Ber 
ratgung des Berggeſetzes. Es iſt eine große Anzahl 
Amendements zu dieſem⸗Geſetze eingegangen, welche 
vom Haufe genügend unterſtützt werden. Dr. v. Zander 
beantragt das Geſetz nach Schluß der General⸗Tiskuſſion 
eu bloc anzunehmen. Das Haus tritt in die Ceneral⸗ 


welcher die Miniſter 
v. Bodelſchwingh, Graf zur Lippe, v. Selchow und ſpäter 
Graf zu Eulenburg beiwohnten, wurde zunächſt der 
Bericht über den Entwurf einer Fiſcherei- Ordnung für 
den Regierungs⸗Bezirk Stralſund mit dem Verbeſſerungs⸗ 
Antrag des Fürſten zu Putbus und Grafen v. Kraſſow 
Ferner wurde der Bericht der Juſtiz— 


hat ſich ſofort mit dem Sechsunddreißiger-Ausſchuß 
Den Vorſchlag, ſich damit 


früheren Vorgehens nun in Scene zu ſetzen ſich 
genöthigt ſah. — In allen Gegenden unſeres 
Herzogthums iſt der 22. März, der Geburtstag des 
Königs von Preußen, feſtlich begangen worden und 
aus allen Theilen des Landes laufen Berichte ein, 
denen wir eine rege Betheiligung der Bevölkerung 
an dieſer Feier entnehmen. Die ſpezifiſch auguſten⸗ 
burger Partei wird daraus erkannt haben, daß der 
ſchleswig⸗bolſteiniſche Landesboden für ihre Agitationen 
verloren iſt.“ 8 

Wien, 28. März. Auch das däniſche Cabinet 
hat jetzt eine Note hierher gerichtet, welche ſich 
bezüglich der ſchleswig⸗holſteiniſchen Interimsflagge 
ausſpricht. Dänemark nimmt keinen Anſtand, dieſe 
Flagge anzuerkennen und ihr, die Gegenſeitigkeit 
vorausgeſetzt, die Rechte der meiſtbegünſtigten Nationen 
einzuräumen. Schweden hat noch nicht officiell 
geantwortet, aber die Geſandten Oeſterreichs und 
Preußens haben doch in Stockholm ſchon die vorläufige 
mündliche Erklärung entgegengenommen, daß die 
Anerkennung der Flagge keinem Bedenken unterliege 
und daß man ihr die der däniſchen Flagge zugeſtan⸗ 
denen Begünſtigungen nicht entziehen werde, ſobald 
unigekehrt die ſchwediſche Flagge in den Herzogthümern 
derjenigen Vortheile theilhaftig bleibe, welche fie durch 
die Verträge mit Dänemark erworben. 

— Seit einigen Tagen iſt die Stadt wieder mit 
Schnee bedeckt; der Eiſenbahnverkehr ſtockt, von allen 
Seiten wird von Schneewehen berichtet. In Trieſt 
hat der Nordwind heftig geſtürmt und Kälte und 
Schnee gebracht. 

Paris, 28. März. Zwiſchen der Pforte und 
dem franzöſiſchen Geſandten Mouſtier in Konſtanti⸗ 
nopel iſt ein fo ernſtliches Zerwürfniß entſtanden, 
daß dieſer ſich veranlaßt ſieht, hierherzukommen und 
ſich über fernere Schritte mit ſeiner Regierung zu 
verſtändigen. Den Anlaß gab die Angelegenheit des 
Suezkanals, in welcher die Pforte der franzöſiſchen 
Regierung weit weniger entgegenkommt, als dieſe 
hoffen zu dürfen glaubte. 

— Der „Conſtitutionnel“ ſpricht ſich in beſtimm⸗ 
teſter Weiſe gegen jenen zuerſt vom „Monde“ mit⸗ 
getheilten Bericht von Rom aus, dem zufolge der. 
Papſt zu dem Grafen Sartiges geſagt haben ſoll: 
„Gut, ziehen Sie Ihre Truppen zurück!“ Das 
Blatt nennt dies eine doppelte Verleilmdung, eine 
Verleumdung gegen den heiligen Stuhl, und eine 
Verleumdung gegen die kaiſerliche Regierung. „Der 
heilige Vater ſpricht nicht ſo, und man ſpricht nicht 
ſo zu einem Geſandten von Frankreich.“ Es dürfte 
wohl Viele geben, denen der Wortlaut der päpſtlichen 


Erklärung vollkommen gleichgültig iſt, die aber die 


Ueberzeugung auch nach der Zurechtweiſung des 
„Conſtitutionnel“ haben, daß etwas Aehnliches im 
Vatican geſprochen ſein muß. 

Riga, 26. März. Bezüglich der Aufhebung 
der Körperſtrafe für die ländliche Bevölkerung Kur⸗ 
lands macht die „Rigaer Ztg.“ folgende Mittheilung: 

„Bereits im Jahre 1861 war mittelſt einer von der 
Civil⸗Oberverwaltung beſtätigten Verordnung der Kom⸗ 
miſſien in Sachen der kurländiſchen Bauerverordnung 
die körperliche Züchtigung als Polizeiſtrafe für die 
Geſindeswirthe Kurlands und deren Ehefrauen abge— 
ſchafft worden; eine gleiche auf die ländliche Bevölkerung 
Kurlands bezügliche Verordnung vom 7. April 1864 
hatte die Körperſtrafe für das ganze weibliche Geſchlecht 
ab geſchafft. In der Erwägung, daß die körperliche 
Züchtigung ſomit für einen bedeutenden Theil des 
kurländiſchen Landvolkes außer Uebung geſetzt iſt, daß 
auch die Gutspolizeien, Butt und Dienitherren in 
Kurland dieſelbe nur noch ſehr ausnahmsweiſe anwenden 
und daß bei der ſteigenden Kultur und Bildung auf 
dem flachen Lande das Züchtigungsrecht der Gemeinde⸗ 
Gerichte und Land⸗ Polizeibehörden gegen die nicht 
eximirten Glieder des Bauerſtandes hinreichende Garantie 
für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung 
bietet, hatte das kurländiſche Ritterſchafts⸗ Comité ſich 
im November v. J. an die Kommiſſion in Sachen der 
kurländiſchen Bauer⸗Verordnung gewandt und derſelben 
den Vorſchlag unterlegt, das den Gutspolizeien, Guts⸗ 
und Dienſtherren zustehende Recht zur Verhängung 
kurperlicher Strafen zu ſuspendiren und nur das Recht 
der Züchtigung minderjähriger Dienſtboten und Zöglinge 
vorläufig fortbeſtehen zu laſſen. Dieſer Vorſchlag iſt 
von der gedachten Kommiſſion angenommen und der 
Civil-Oberverwaltung zur Betätigung unterlegt worden 
und iſt ſolcher Unterlegung in vollſtändiger Würdigung 
der von dem Kurländiſchen Ritterſchafts⸗Comlté auf⸗ 
geführten Gründe am 19. Februer d. J. die Beftätigung 
des General-Gouverneurs von Liv, Eſth. und Kurland 
zu Theil geworden. 8 
— — — - ——᷑— ut: —2tgy. — — — 

Locales und Provinzielles. 
Danzig, den 1. April. 


Die geſtrige Beneſizvorſtellung im hieſigen Stadt⸗ 
theater für Frl. Frey hatte ſich eines recht zahlreichen 
Beſuches zu erfreuen. Die geſchätzte Benefiziantin wurde 
vom Publieum mit Beweiſen der Verehrung und Zur 
neigung faſt überhäuft; ein eingehendes Referat können 
wir aus Mangel an Raum und Zeit heute nicht bringen, 
werden es aber in der nächſten Nummer folgen laſſen. 


bin [Theatraliſches.] Die Benefiz-Vorftelungen 
leuten ſich, wenn die Saiſon zu Ende geht und die 
lobten Benefizianten ſind durch die Concurrenz, welche 
inen die um dieſe Zeit anweſenden Gäſte machen, in 
ihren finanziellen Intereſſen beeinträchtigt, wenn nicht 
as Publikum ſich für die Benefizianten, an deren 
iſtungen es ſich während der ganzen Saiſon erfreuen 
onnte, zu intereſſiren liebenswürdig genug iſt. In 
ieſem Sinne mögten wir auf das am nächſten Montag 
Rattfindende Benefiz des Frl. Lüdt aufmerkſam machen, 
einer Künſtlerin, deren tüchtige Leiſtungen unſerm 
Theaterpublicum hinreichend bekannt ſind. — Die längere 
anfheit des Hrn. Theod. Formes iſt nun fo weit 
glücklich überſtanden, daß der Künſtler fein mit fo glän⸗ 
zendem Erfolge begonnenes Gaftipiel wie der aufnehmen 
ann. Zunächſt wird er aus Gefälligkeit für die junge 
talentvolle Künſtlerin Frl. Lüdt in deren Benefiz mit⸗ 
wirten, wodurch dieſes eine erhöhte Anziehungskraft 
erhalten möchte. 
Ii Herr Profeſſor Dr. Hir ſch aus Berlin wird heute 
in der naturforſchenden Geſellſchaft einen Vortrag der 
neu aufgetretenen Rücken⸗ und Halskrankheit halten. 


Frau Tuczek⸗Herrenburger kehrt heute Abend 
mit dem Courierzuge nach Berlin zurück. 


Im vergangenen Semeſter hatte die St. Petri⸗ 
ſchule 497, die St. Johannieſchule 538 Schüler. 


Tr Die Zöglinge der Handelsſchule werden morgen 
eine öffentliche Prüfung im Gewerbehauſe zu beſtehen haben. 


$$ Die vorgeſtrige Mittheilung über die Erhöhung des 
Raths⸗Apotheken Gebäudes am Langenmarkte beruht auf 
einem Mißverſtändniſſe; das Gebäude ſoll nicht noch 
durch 2 Etagen erhöht, ſondern nur durch neue Abputzung 
und Anbringung von Ornamenten verſchönert werden. 


[Feuer.] Heute Mittag 12 Uhr 39 Minuten fand 
Langaſſe Nr. 70. im Klempnermſtr. Daſſe' ſchen Grund- 
ücke ein unbedeutender Schornſteinbrand ſtatt. Die 
Feuerwehr war zur Stelle und wurde unter deren Aufſicht 
der Schornſtein ausgebrannt. 
* Am heutigen General-Transporttage der Verbrecher 
ind mit dem Frühzuge: 2 Perſonen in die Straf⸗Anſtalt 
ewe, 3 Perſonen in die Strafanſtalt zu Graudenz und 
Perſonen Behufs Detention in die Arbeitsanſtalt zu 
Sraudenz, befördert worden. Unter den in die Straf. 
uſtalt zu Graudenz beförderten Perſonen befindet ſich 
der wegen verſuchten Gattenmordes zu mehrjährigem 
uchthaus verurtheilte Kürſchnermeiſter Treder. 


Cörlin, 29. März. Unſere Stadtrerordneten haben 
in der That Unglück mit ibren Rathmannswahlen, denn 
auch die Wahl des Dr. Mulert, der ſich nie an politi- 
chen Agitatlonen betheiligt hat, iſt von der königl. Re⸗ 
gierung zu Cöslin nicht beſtätigt. Seit vergangenem 
Herbit iſt dies die vierte Wahl, welche die königliche Re⸗ 
gierung zurückweiſt. 

[Eingeſandt.] 
In Nro. 37 der „Neuen Wogen der Zeit“ werden unter 
der Ueberſchrift: „Das Spend und Waiſenhaus und das 
tinderhaus“ die Verhältniſſe der letztern Anſtalt, jo wie 
die Differenzen, welche zwiſchen den Vorſtehern derſelben 
und der Kommunal- Behörde geherrſcht haben, zum 
Gegenſtande der Beſprechung gemacht. . 
en der von dem Verfaſſer gewählte ruhige 
und gemäßigte Ton Zeugniß von Wohlwollen für die 
Anſtalt ablegt, kann ich dennoch, da meine Perſon in die 
Debatte gezogen worden, nicht unterlaſſen den Herrn Ver- 
faſſer auf verſchiedene in dem Artikel enthaltene unrichtige 
Auffaſſungen aufmerkſam zu machen; ich thue dies um ſo 
mehr, als mir dadurch Gelegenheit gegeben wird, die im 
Publicum verbreiteten irrigen Anſichten über dies Inſtitut, 
namentlich über Veranlaſſung und Eutſtehung der mit den 
Behörden ſtattgehabten Differenzen aetengemäß und unpar- 
theiiſch aufzuklären. 

Als ich im Herbſte des Jahres 1862 auf Präſentation 
der Herren F. E. Grohte und E. T. Schultz zum 
Mitvorſteher der Anſtalt gewählt worden, fand ich die 
peeuniären Verhältniſſe derſelben -infofern ungeregelt vor, 
als in den letzten 3 Jahren ein Defieit von ca. 2000 Thlr. 
entſtanden war. 

Dies Defieit war größtentheils entſtanden, nicht wie 
es im Publico verlautet, durch willkürliche und ungerecht⸗ 
fertigte Etatsüberſchreitungen Seitens der Vorſteher, ſon⸗ 
ern nachdem die Stadtverordneten Verſammlung das 
Einkaufsgeld pro Kind von 150 Thlr. auf 200 Thlr. erhöht 
hatte, hauptſächlich durch den Ausfall an ſolchem. Dadurch 
verlor die Anſtalt allein in den letzten Jahren gegen 
1800 Thlr. an Einnahme. ö 

Wegen dieſes Defieits hat man namentlich Seitens der 
ſtädtiſchen Behörden den Vorſtehern ſchwere Vorwürfe ge⸗ 
macht und den Beſchluß gefaßt, in Anbetracht, daß die 

tadt dem Juſtitute bereits in früheren Jahren nicht uner⸗ 
hebliche Zuſchüſſe über den Etat gemacht hatte, der Anſtalt 
einerlei weitere extraordinäre Beihülfe zu gewähren, ſondern 
as Defieit aus den Mitteln der Anſtalt decken zu laſſen. 
Ich konnte und kann noch heute nicht dieſe Vorwürfe unbe» 
ingt theilen, denn unmöglich darf man die Vorſteher für 
unvorhergeſehene Einnahme ⸗ Ausfälle verantwortlich 
machen, ich kann mich höchſtens dem Vorwurfe anſchließen, 
daß die Vorſteher trotz des entſtandenen Deficits weiter 

nder aufgenommen und nicht durch ſofortige Einſchränkung 
der Kopfzahl den Etat zu balanciren verſucht haben. Wenn 
ieſer Vorwurf überhaupt ein Vorwurf iſt, dann wird er 
dewiß außerordentlich dadurch gemildert, daß die aufge⸗ 
nommenen Kinder (mit einer Ausnahme) lediglich arme 

ädtiſche Kinder waren, die ſonſt jo wie jo der Armenpflege 
er Commune anheim gefallen wären. 

Andererſeits kann man es aber auch den ſtädtiſchen 
Behörden nicht verargen, wenn fie von ihrem Standpunkte 

8 unbedingt eine Regelung der finanziellen Verhältniſſe 
forderten und außer dem ein für alle Male auf Widerruf 
zugeſtandenen jährlichen Zuſchuſſe von 2200 Thlr., jede 

kraordinäre Beihilfe verſagten. 


Unter ſolchen Umſtänden blieb zur Wiederherſtellung 
der Etatsverhältniſſe kein anderes Mittel übrig als eine 
Einſchränkung der Kopfzahl der Kinder herbeizuführen und 
dieſerhalb mit dem Magiſtrate in Verhandlung zu treten. 
Dieſe Unterhandlungen habe ich mit Wiſſen und Einver⸗ 
ſtändniß meiner beiden Herren Mitvorſteher geführt, und 
der Herr Verfaſſer irrt, wenn er hieraus einen Conflict 
mit denſelben folgert; mein Verhältniß zu ihnen iſt heute 
noch daſſelbe einige, wie bei meinem Eintreten in das 
Vorſteher - Collegium und ſeit der Zeit niemals auch nur 
durch einen Schatten von Mißhelligkeiten getrübt worden. 

Was nun den mir und den ſtädtiſchen Behörden vom 
Verfaſſer gemachten Vorwurf der Hartherzigkeit anbetrifft, 
welche darin beſtehen ſoll, daß wir 17 Kinder ohne Weiteres 
aus der Anſtalt entlaſſen wollen, ſo bedaure ich, daß der 
Herr Verfaſſer nicht Veranlaſſung genommen, ſich über 
dieſen Punkt ſpecieller zu unterrichten, bever er eine ſo 


ſchwere Anklage in die Welt ſchleuderte. 


Wir übergeben der ſtädtiſchen Armenpflege auch nicht 
ein einziges in der Anſtalt befindliches Kind, ſondern 
wir überweiſen derſelben nur diejenigen jüngern Kinder, 
welche, wie es bei uns Modus iſt, außerhalb der Anſtalt 
für Rechnung derſelben bis zu ihrem fiebenten Jahre bei Pflege- 
mültern untergebracht werden Dabei hat der Magiſtrat, 
deſſen Mitglied ich bin, auf meinen Antrag beſchloſſen, daß 

1) dieſe Kinder, fo viel thunlich, bei denſelben Pflege 
müttern zu verbleiben haben, bei welchen ſie gegen⸗ 
wärtig untergebracht ſind, 

2) daß fie vorläufig in dem Kinderverzeichniß der Anftalt 
aufgeführt bleiben, 

3) daß wenn die Anſtalt in der Lage ſein wird, wieder 
Kinder aufzunehmen, was vorausſichtlich in ſpäteſtens 
2 Jahren der Fall ſein dürfte, vorzugsweiſe dieſe 
Kinder wieder aufgenommen werden ſollen. 

Der Herr Verfaſſer wird ſich aus dieſen Beſchlüſſen 
überzeugen, daß ſeine Vorausſetzungen überall nicht ein⸗ 
treffen, und ſowohl Magiſtrat wie meine Mitvorſteher und 
ich ein warmes Herz für dieſe Kinder haben, deren Wohl 
wir uns auch ferner angelegen laſſen ſein werden. 

Danzig, 31. März 1865. 


Robert Petſchow, 
Mitvorſteher des Kinder- und Waiſenhauſes. 


Kirchliche Nachrichten vom 20. bis 27. März. 
(Schluß.) 

St. Catharinen. Getauft: Fleiſchermſtr. Litt⸗ 
mann Sohn Paul Louis. Schuhmachermſtr. Wermke 
Sohn Theodor Willy. Schuhmachergeſ. Troſien Tochter 
Emma Bertha Amalie. Bäckergeſ. Rekling Tochter Martha 
Anna Auguſte. 

Aufgeboten: Tiſchlermſtr. Carl Julius Aug. Gra⸗ 
bowski mit Igfr. Marie Laura Henriette Koß. Schmiede— 
geſ. Joh. Ed. Rud. Hoffmann mit Igfr. Roſalie Friederike 
Koſſakiewiez. Schmiedegeſ. Herm. Theod. Ernſt Kußfeld 
mit Igfr. Renate Henriette Engelke. Herr Joh. Michael 
Burau mit Igfr. Emilie Julianne Friederike Miſchke. 

Geſtorben: Unverehel. Bertha Amalie Möller, 49 J. 
3 T., Unterleibsgeſchwulſt. Zimmermſtr. Schäpe Sohn 
Martin Willy, 4 M. 9 T., Gehirn-Entzündung. Inſtru⸗ 
mentenſchleifer Krone Sohn Gottlieb Carl Hugo, 5 J. 


4 W ein. ; 
Trinitatis. Getauft: Holzhändler Dubke 
Sohn Otto Eugen. Schankwirth Gnaß ie Adalbert 
Felix Ernſt. Schuhmacher Döring Sohn Carl Rudolph. 
Schmidt Ed. Carl Gäſten mit Maria 


Aufgeboten: 
Auguſte Schaupp. 

Geſtorben: Frau des Wagen Fabrikanten Röll Louiſe 
Conſtantia geb. Jantzen, 39 J. 6 M., in Folge Schwäche 
nach der Entbindung von 2 todtgeb. Töchtern. Handlungs- 
geh. Herm. Alb. Ludwig, 20 J. 5 M., Gehirnlähmung. 

St. Bartholomäi. Aufgeboten: Schkoſſergeſ. 
Gottl. Eduard Dieſer mit Igfr. Math. Wilhelm. Bertha 
Liebe zu Unter-Buſchkau. 

Geſtorben: Barbier Lietz Sohn Ferdin. Max, 2 J. 
10 M., Hirnhaut⸗Entzündung. Schneidermſtr. Peter Fritſch, 
72 J. 5 M., Alterſchwäche. Grenzaufſeher Schultz Tochter 
Clara Auguſte, 3 M., Krämpfe. Maurergeſ. Oldenburg 
todtgeb. Tochter. 

St. Petri u. Pauli. Getauft: Maſchinen⸗ 
bauer Neudorf Tochter Helene Philippine Emilie. 

Aufgeboten: Schuhmachergeſ. Joh. Heinr. Griſard 
mit Amalie Juſtine Danielowski, 1 

St. Eliſabeth. Getauft: Backmeiſter Bröſeke 
Sohn Emil Wilhelm. 

Aufgeboten: Reſerpiſt Leopold Weih mit Ißzfr. 
Anna Louiſe Borzat in Tilſit. Feldwebel Chriſtian Friedr. 
Butz mit Igfr. Anna Ida Florent. Himmelreich in Sanden 
d. d. Elbe. Matroſe Carl Herm. Backhus mit Anna Maria 
Burmeiſter a. Michelsdorf. Weichenſteller Joh. Friedr. 
Rettig mit Julianne Auguſte Großmann. 

Geſtorben: Matroſe Wilh. Leſchke, 24 J. 2 M. 10 T., 
Lungenleiden. Grenadier Michael Kaminski, 21 J. 6 M. 
5 T., Typhus. Feldwebel Bade Tochter Bertha Auguſte 
Emma, 1 J. 6 M. 2 T., Lungenleiden. 

St. Barbara. Getauft: Kaufmann Klawitter 
Sohn Reinhard Felix. Bäckermſtr. Croll in Heubude 
Sohn Mar Albert. Schiffszimmermann Barendt in Heu- 
bude Tochter Wilhelmine Marie Eliſabeth. 

Aufgeboten: Hofbeſitzer John William Maaß in 
Großwalddorf mit Igfr. Carol. Amalie Schulz. Schuh⸗ 
machergeſ. —.— . Juſt mit Wwe. Joh. Dorothea 

enriette Groß geb. Fleck. 
een Schmiedemſtr. Carl Martin Wulſten, 
44 J., Stickfluß. 

St. Salvator. Aufgeboten: Feuerwehrmann 

Ludw. Wilh. Eduard Knorr mit Igft. Julianne Elonore 


Pauband. 
Get Schuhmacher Frau Carol. Hoppe, 54 J., 


Geſtorbeu: 
zu Neufahrwaſſer. 


Bruſtkrankheit,. 
Himmelfahrts⸗Kirche 1 

Getauft: Hafenbau-Aufſeher Börſchmann Sohn Benno 

Hermann. 


St. Nicolai. Getauft: Brettſchneidermſtr. 
Matriciani Sohn Johann Marx. 

St. Joſeph. Getauft: Schuhmacher Bluhm 
Sohn Auguſt Robert. 


Schiffahrt im Hafen zu Neufahrwaſſer 
5 s pro Monat März 1865. 

Im Monat März ſind keine Schiffe eingekommen; 
ausgegangen tft nur 1 Schiff und zwar der däniſche Schoner 
„Heimdal“, Kapt. Peterſen, mit einer Ladung Weizen 
und Erbſen nach Neweaſtle beſtimmt. — Weil bis jetzt 
keine Nachricht eingetroffen, daß der Sund paſſirbar iſt, 
ſo wollte Kapitain Peterſen ſeine Fahrt durch den großen 
Belt nehmen. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


310 4] 339,85 | 3.4 SO. mäßig, bewölkt. 
118 340,00 1,5 Südl. flau, do. 
12 339,63 3,7 do. do. 


„Pf A A ER IE Al ie eis Fee 

Dörfen- Verkäufe zu Danzig am 1. April. 

Weizen, 50 Laſt, 134. 35pfd. fl. 445; 13 lpfd. fl. 4324; 
128. 29 pfd. fl. 4173; 126pfd. fl. 381; 125pfd. Sommer- 
fl. 360; 127. 28pfd. alt fl. 435, Alles pr. 8öpfd. 

Roggen, 120pfd. fl. 225; 128pfd. fl. 2441; 130. 8 lpfd. 
fl. 2505 pr. 818 pfd. 

Weiße Erbſen fl. 303 pr. 90pfb. 


Bahnpreiſe zu Danzig am 1. April. 

Weizen 120—130pfd. bunt 54—65 Sgr. 
u 120—132pfd. hellb. 58—71 Sgr. pr. 85pfd. Z.-⸗G. 
4 7600 W Sgr. pr. 81 àpfd. Z.⸗G. 

rbſen weiße Koch⸗ 48—52 Sgr. 

do. Futter⸗ 43 47 Sor. | pr. 9opfd. 3... 
Gerſte kleine 106—112pfd. 28-325 Sur 

große 112—118pfd. 3235/36 Sgr. 

Hafer 70 —80pfd. 23—26 Sgr. 
Spiritus 1344 Thlr. 


Angekommene Fremde. 
Engliſches Haus: 

Kaufl. Gräntz n. Gattin a. Königsberg, v. Bremen 
a. Bremen, Märtens a. London, Farnbacher a. Frank⸗ 
furt a. M., Haack u. Kahlo a. Pforzheim Ober-Schulze 
Claaſſen a. Stegnerwerder. 8 

Hotel de Berlin: 

Landwirth Stampe a. Gr. Thuſcze. Die Kaufleute 
Rißmann a. Stralſund, Jacobi a. Mehlſack u. Momm 
a. Stettin. Frau Ortmann n. Tochter a. Kreutz. 

Multer's Hotel: 

Rechtsanwalt Malliſon n. Sohn a. Carthaus. Die 
Rentiers Gutzeit a. Smazin und Gräbner a. Berlin. 
Gutsbeſizer Dahms a. Buchwalde. Candidat Hanfen . 
a. Frankfurt. Die Kaufl. Knauth a. Sonneberg und 
Wolfrandt a. Berlin. Unteroffizier Mengering aus 
Pr. Stargardt. Fräul. v. Windiſch u. v. Zaſtrow aus 
Lappin u. v. Zaſtrow a. Arnsberg. 

Hotel zum Kronprinzen: 

Kaufm. Guttſtadt u. Marine » Lieut, v. Lindequiſt 
a. Berlin. Pharmaceut Schulz a. Poſen. Fabrikant 
Wenzel a. Kaiſerswalde. 8 

Schmelzer's Hotel zu den drei Mohren: 

Die Kaufl. Thau a. Königsberg und Krappe 

a. Berlin. Oekonom Barty a. Pruſſi. 
5 Hotel d' Oliva. 

Die Kaufl. Oehlmann u. Becker a. Berlin. 
Eberhard a. Napierken. 
Schiffs⸗Capt. 
a. Königsberg. 


Gute beſ. 
Inſpektor Ahrens a. Jelguhnen. 
Conrad a. Stettin. Volontair Wolff 


Hotel de Thorn: 

Rittergutsbeſ. v. Stieber a. Stargard i. Pomm. 
Die Gutsbeſ. Zander a. Königsberg, Timm a. Anger⸗ 
münde u. Mix a. Kriefkohl. Die Kaufl. Braunſchweig 
a. Poſen u. Kallmann a. Tilſit. Fabrikbeſitzer Berger 
a. Magdeburg. Die Landwirthe Fleiſchmann a. Oſtp. 


Stadt- Theater zu Danzig. 
Sonntag, den 2. April. (Abonnement suspendu.) 
Zweites und vorletztes Auftreten 


der kaiſerl. Hofſchauſpielerin Frl. Hedwig Raabe, 
vom Hoftheater in St. Petersburg. 


Dorf und Stadt. 


Schauſpiel in 5 Akten von Charlotte Birch-Pfeiffer. 
4 „ Lorle .. Fräul. Hedwig Raabe. 


Montag, den 3. April. (Abonnement suspendu.) 
Beneſiz für Fräul. Lü dt, 
unter gefälliger Mitwirkung 
des Hofopernſängers Herrn Theodor Formes. 


Die weiblichen Studenten. 
Luſtſpiei in 2 Akten v. Lederer. Hierauf, zum 1. Male: 
Sie hat ihr Herz entdeckt. 
Luſtſpiel in 1 Akt von W. Müller. 
Liedervorträge des Herrn Th. Formes. 


Stadt- Theater. 
Montag, den 3. April c.: 
Benefiz für Fraͤul. Lüdt, 
unter gefälliger Mitwirkun 
des Fräul. Schneider 18 des 

Herrn Theodor Formes. 


Die Magdeburger Feuerver- 


sicherungs - Gesellschaft 
versichert zu billigen und festen Prämien 
Gebäude, Mobilien und Waaren aller 
Art, sowohl in der Stadt als auf dem Lande. 

Der unterzeichnete, zur sofortigen 
Vollziehung der Policen ermächtigte 
Haupt-Agent, sowie der Special-Agent 
Herr E. A. Kleefeldt, Brodbänken- 
gasse No. 4 J., Herr Herm. Gronau, 
Altstädtischen Graben No. 69 und Herr 
M. Löwenstein, Langgasse No. 39. 


ertheilen bereitwilligst jede zu wünschende Auskunft 
und nehmen Versicherungs- Anträge gern entgegen. 


Ueber die vorzüglichen Eigenſchaften des: 


ROBLAFFECTEUR 


approbirt in Frankreich, Oeſterreich, Rußland, Belgien 
verweiſen wir des Weiteren auf die bei allen Depofitairen 
vorräthige Brochüre über die vegetabiliſche Heilmethode 
des Dr. Boyveau- Laffecteur. 

Der Rob Laffecteur, deſſen Wirkſamkeit ſeit faſt 
einem Jahrhundert anerkannt iſt, iſt ein blutreinigender 
vegetabiliſcher Syrup, leicht verdaulich und von ange⸗ 
nehmem Geſchmack. — Dieſer Rob wird von den Aerzten 
aller Länder empfohlen zur Heilung der Hautkrankheiten 
ſowie im Allgemeinen der, aus verdorbenen Säften und 
dem Blute entipringenden Leiden. Den Syrups aus 
Sarſavarille und Selfenkraut 1c. weit überlegen, erſetzt 
der Rob den Leberthran und das Jod⸗Kalium. 

Der Rob Laffecteur — nur dann autorifirt und 
als ächt garantirt, wenn er die Unterſchrift Giraudeau 
de St. Gervais trägt, — iſt namentlich erſprießlich 
um neue und veraltete anſteckende Krankheiten, ohne 


Carl H. Zimmermann, Anwendung mercurieller Subſtanzen gründlich und 
1 1 2 — — Berlin bei Grunzig u. Co 
No. 46. u finden: i i Co. 
3 — Königsberg bei J. B. Oſter. 
Der General:Depöt in Paris, 12 rue Richer, 


Vor Fälſchung wird gewarnt. Jedes: 
mal den Streifen verlangen, welcher 
den Stöpſel bedeckt und die Unterſchrift: 
„Giraudeau dest. Gervais“ trägt. 


In allen Buchhandlungen werden Beſtellungen 
angenommen auf die 


Allgemeine Illuſtrirte Zeitung, 
„Ueber Land und Meer“, 


berausgegeben von 
F. W. Hackländer. 
Siebenter Jahrgang. 
Drittes Quartal. 

) No. 27 bis 39, vom I. April bis Ende Juni 186). 
Pränumerations = Preis: 
Bierteljährlic für 13 Nummern ....1 
Halbjährlich für 26 Nummern, 1 Band . 2 
Hiezu kommt noch der Zeitungsſtempel von 34 Ar 

Quartal. 


eue Elbinger Anzeiger 
erſcheint auch im nächſten Quartal wöchentlich 

dreimal und koſtet vierteljährlich für 

Auswärtige 15 Sgr. 

Beſtellungen, die rechtzeitig erbeten 
werden, nehmen alle Kgl. Poſtanſtalten an. 
Inſerate werden gegen 1 ½% die Korpus⸗Spalt⸗ 

Zeile aufgenommen. Die Expedition, 
Elbing, Spieringsſtraße 13. 


In demſelben Verlage erſcheint: 


Kirchenblatt 
für die evangeliſche Gemeinde. 
Vierter Jahrgang. 

Motto: Die Wahrheit wird euch frei machen (Joh. 8, 32). pro 
Wöchentlich 1 Nummer. Vierteljährlich 10 ſgr. 


0 f Zu! 2 „) Die Jahrgänge von „Ueber Land und Meer“ erſcheinen 
Beſtellungen nimmt jedes Königl. Poſt⸗ von Oktober zu Oktober und nicht, wie bei anderen 


Amt und Poſt⸗Expedition an. Journalen, von Januar zu Januar. 


Publieist. 


Berliner Morgenzeitung. 

Erſcheint täglich und wird für auswärtige Abonnenten ſchon mit den Abendzügen verſandt. Der 
Publieiſt“ empfiehlt ſich Allen, die der Phraſen überdrüſſig find und reale Politik, d. h. eine Politik der 
utereſſen, wollen. Deutſchlands Einbeit und Macht, ſeit fo vielen Jahren vergeblich angeſtrebt, iſt nicht zu 

erreichen durch Reden und Reſolutionen; es bedarf dazu der Thaten, und dieſe Thaten müſſen von Preußen 
ausgehen. Preußens innere Entwickelung iſt unabhängig von den Zielen ſeiner deutſchen und europäiſchen 
Politik. Dies ift unſer Revactiond » Programm. Im Uebrigen iſt der „Publieiſt“ in der Lage, ſtets ſehr 
zuverläffige thatſächliche Mittheilungen zu haben. An Unterhaltungsſtoff — Feuilleton; aus dem Ber 
liner Leben; Gerichtsſaal; auswärtige Begebenheiten — bringt er mehr als irgend eine andere Zeitung, und für 
die Intereſſen des Verkehrs giebt er täglich die bezüglichen Geſchäfts⸗, Geld-, Markt- und Börſen » Nachrichten, 
Preis; bei allen preußiſchen Poſtämtern vierteljährlich 1 Thlr. 10 Sgr.; im übrigen Deutſchland 1 Thlr. 18 Sgr. 
— — — . j3ãä— — — —äů — — —t—- —t—᷑— — —ẽ æ t. —uyt.ĩri ĩð•.ͥʃTſ—ũ—2— 


Täglich zweimal. — Vierteljährlich 1 Thlr. 
Zum Abonnement auf die taͤglich zweimal erſcheinende 


5 4 BD a»:66 
„®Bder-Zeitung“, 
Organ der Fortſchrittspartei, 
(begründet von Wilhelm Dunker) 5 
ladet die Expedition ergebenſt ein. Die Zeitung hat ſich durch ihre beiſpielloſe Billigkeit bei großer Gedlegenheit 
einen bedeutenden Leſerkreis erworben; ſie iſt über ganz Pommern, die Provinzen Poſen, „Oſt⸗ und Weſtpreußen 
verbreitet. Sie bringt täglich einen Leitartikel; das politiſche Material wird ſorgfältig geſichtet und alles 
Wichtige durch telegraphiſche Depeſchen zur Kenntniß der Leſer gebracht. Ueber die politiſchen Vorgänge in 
Berlin bringt das Blatt Berichte eigener Correſpondenten; die Verhandlungen des Abgeordneten⸗ 
hauſes iſt es in der Lage, theilweis früher als die Berliner Blätter mitzutheilen. Den Nachrichten aus Stadt 
und Provinz wird die größte Aufmerkſamkeit geſchenkt. Ein beliebter Feuilletoniſt ſchildert in wöchentlichen 
Briefen das Berliner Leben; außerdem Novellen, Erzählungen u. ſ. w. An Courſen, Markt: 
Berichten u. ſ. w. liefert die Zeitung alles, was für ein größeres Publikum von Intereſſe iſt. Jnſerate 
werden die dreiſpaltige Petitzeile zu 1 pr berechnet und finden die größte Verbreitung. 
Stettin, im März 1865. Die Expedition der Oder-Zeitung. 


Berliner Anzeigeblatt, 
Geſchäfts⸗Bülletin und einziges Centralblatt 


für alle Verkaufs Anzeigen, Subhaſtationen und Verpachtungen von Gütern, Domainen, Villen, Fabrik- 
Etabliſſements u. ſ. w., ferner für alle Lieferungs⸗Submiſſionen und die größern Anctionen anf allen 
bedeutenden Handelsplätzen. Extra- Beilage: Stellen-Auzeiger für alle Wiſſenſchaften, Künſte und Gewerbe. 
Das „Berliner Anzeigeblatt“ erſcheint im 3. Jahrgange und iſt, da es die einzige Total- Ueberſicht 
über alle obigen Offerten bietet, weit verbreitet; Inferate pro Zeile 2 . haben daher den beſten Erfolg. 
Briefe wolle man genau adreſſiren. 
Abonnements pro Quartal nur 21 ½ Sgr. bei allen Poſtämtern. 


Expedition von A. Retemeyer in Berlin, Breiteſtr. 1. 


Abonnements-Katalog für 1865. 


Zuſammenſtellung aller deutſchen, franzöſiſchen Kengliſchen Zeitſchriften, 
unterhaltenden und wiſſenſchaftlichen Inhalts, 
mit Angabe der billigſten Abonnementspreiſe, herausgegeben von A. Retemeyer. 
Gr. 4“ in 23 Rubriken überſichtlich geordnet. Preis 10 r. 


Bekanntmachung. 

So wobl die am 1. April c. fällig werdenden 
halbjährigen Zinfen von den Danziger Stadt⸗ 
Obligationen de anno 1850, als auch die bis jetzt 
nicht erhobenen Zinſen derſelben Obligationen für 
frühere Termine, können vom 3. April e. ab, 
an jedem Wochentage in den Vormittagsſtunden au 
der Kämmerei⸗Haupt⸗Kaſſe, gegen Auslieferung der 
betreffenden Zins ⸗ Coupons in Empfang genommen 
werden. 
Danzig, den 20. März 1865. 
Der Magiſtrat. 


Bekanntmachung. 
Deo Einführung der allgemeinen Staats-, Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer hat eine Reform der 
ſtädtiſchen Realabgaben und der Miethsſteuer nöthig 
gemacht. 
Die Aenderungen, die in dieſer Beziehung ein⸗ 


treten werden, beſtehen darin, daß vom 1. April c. ab: 


a. die bisherigen Realabgaben (beſtehend aus der 
ſtädtiſchen Grundſteuer, dem Ausgleichungs⸗ 
Servis, dem Wach⸗, Müll⸗ und Laternengeld 
und dem Speicherwärtergeld) ganz außer 
Erhebung geſetzt und ftatt derſelben 50% 
zu der allgemeinen Staats-, Grund⸗ und 
Gebäudeſteuer als Communalſteuer-Zuſchlag 
erhoben werden, und 

b. die bisherige Miethsſteuer A 4% des Mieths⸗ 
werths fortfallen und ſtatt derſelben eine 
allgemeine Wohnungsſteuer a 2½ % des 
Wohnungs- und Nutzungswerths eingeführt 
werden ſoll. 

Mit der Erhebung des ad. a. gedachten Communal⸗ 
Steuer ⸗Zuſchlages wird vom 1. April d. J. ab 
ſowohl in der Stadt, als auch in den Vorſtädten in 
der Weiſe vorgegangen werden, daß dieſer Zuſchlag 
gleichzeitig mit der Staats-, Grund⸗ und Gebäude⸗ 
Steuer durch die Einſammler gegen Aushändigung 
von Kaſſen⸗Quittungen abgeholt wird. 

Die Abholung erfolgt monatlich; wenn aber 
einzelne Steuerpflichtige die vierteljährliche Zahlung 
wünſchen, und dies der Real-Abgaben-Receptur 
ſchriftlich anzeigen, ſoll bei ihnen die Abholung 
vierteljährlich erfolgen. 

In Betreff der allgemeinen Wohnungsſteuer, zu 
deren Einführung die Genehmigung der Königlichen 
Regierung nachgeſucht worden iſt und zu erwarten 
ſteht, wird zunächſt mit der Veranlagung für das 
Semeſter vom 1. April bis 1. October d. J. vor⸗ 
gegangen werden. 

Es wird zu dieſem Zwecke in den erſten Tagen 
des Monats April c. ſowohl in der Stadt, als auch 
in den Vorſtädten jedem Hauseigenthümer oder dem 
Stellvertreter deſſelben ein Declarationg = Formular 
und zwar ein beſonderes für jedes eine eigene Servis⸗ 
Nummer führende Grundſtück zur Ausfüllung vor⸗ 
gelegt und nach Verlauf von 3 Tagen wieder abgeholt 
werden. 

Indem wir wegen der Ausfüllung des qu. Formulars 
auf die auf der Rückſeite deſſelben abgedruckten 
Beſtimmungen aufmerkſam machen, laffen wir an die 
Hauseigenthümer reſp. an deren Stellvertreter und 
Vice⸗Wirthe hierdurch im Allgemeinen noch die 
Aufforderung ergehen, dieſe Formulare gewiſſenhaft 
in der feſtgeſtellten Friſt von 3 Tagen auszufüllen 
und zur Abholung bereit zu halten. 

Danzig, den 27. März 1865. 

Der Magiſtrat. 


Bekanntmachung. 
bringen hierdurch zur Kenntniß des 
betheiligten Publikums, daß die Communal⸗ 
Behörden beſchloſſen haben, die bisher gewährte 
Erſtattung von Stromgeld für ſolche Bordinge und 
Lichterfahrzeuge, welche Waaren direet von ſeewärts 
eingegangenen Schiffen verladen und in den Binnen⸗ 
Hafen von Danzig einführen, vom 1. April c. ab, 
aufzuheben. j 
Danzig, den 27. März 1865. 
Der Magiſtrat. 


Accouchement secret! 
Anſtändige Damen, die ihre Entbindung in der 
Stille abwarten wollen, finden eine gemuͤthliche und 
billige Aufnahme in Berlin, Pappel-Allee 20, bei 
dem pract. Arzt und Accoucheur Dr. Storch. 

Strengſte Diseretion durch Coneeſſion garantirt. 
— . —— ÜꝛIᷣͤxkk' xß3«ßEʒĩũů«ðð˙0ů VV — — 


Königl. Dienſtſiegel u. Stempel, fo wie alle 
Arten von Wappen, Thürplatten, Brief⸗ u. Wäſche⸗ 
ſtempel, Oblaten-Pettſchafte, Hunde⸗Halsbände, Silber- 
ſachen ꝛe. werden Aufträge zum Graviren erbeten, vom 
Pettſchaft⸗ und Stempel⸗Fabrikant L. I. Rosen 

Goldſchmiedegaſſe Nr. 31, parterre. 


ir 


Verantwortlich Redaction, Druck und Verlag von Edwin Groening in Danzig. 


